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Abkommen

zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der
Regierung der Volksrepublik China zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen und vom Vermdogen
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Von der Bundesversammlung genehmigt am 20. Juni 2014!
In Kraft getreten durch Notenaustausch am 15. November 2014

(Stand am 23. Mai 2022)

Der Schweizerische Bundesrat
und
die Regierung der Volksrepublik China,

vom Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermogen abzuschliessen,

haben Folgendes vereinbart:

Art. 1 Personlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt fiir Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden
Vertragsstaaten ansdssig sind.

Art. 2 Unter das Abkommen fallende Steuern

1. Dieses Abkommen gilt, ohne Riicksicht auf die Art der Erhebung, fiir Steuern
vom Einkommen und vom Vermdgen, die fiir Rechnung eines Vertragsstaats, seiner
politischen Unterabteilungen oder seiner lokalen Korperschaften erhoben werden.

2. Als Steuern vom Einkommen und vom Vermogen gelten alle Steuern, die vom
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder
des Vermogens erhoben werden, einschliesslich der Steuern vom Gewinn aus der
Verdusserung beweglichen oder unbeweglichen Vermogens, der Lohnsummen-
steuern sowie der Steuern vom Vermogenszuwachs.

3. Zu den bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehdren insbesondere:
a) in China:
(1) die Einkommenssteuer von natiirlichen Personen («individual income
tax»), und
(i) die Gewinnsteuer von Unternehmen («enterprise income tax»),
(im Folgenden als «chinesische Steuer» bezeichnet);
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b)

in der Schweiz:

die von Bund, Kantonen und Gemeinden erhobenen Steuern:

(i) vom Einkommen (Gesamteinkommen, Erwerbseinkommen, Vermo-
gensertrag, Geschiftsertrag, Kapitalgewinne und andere Einkiinfte),
und

(i) vom Vermogen (Gesamtvermdgen, bewegliches und unbewegliches
Vermogen, Geschéftsvermdgen, Kapital und Reserven sowie andere
Vermogensteile),

(im Folgenden als «schweizerische Steuer» bezeichnet).

4. Das Abkommen gilt auch fiir alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen &hn-
licher Art, die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden
Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. Die zustéindigen Behorden der Ver-
tragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen
Anderungen mit.

Art. 3

Allgemeine Begriffsbestimmungen

1. Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert:

a)

b)

d)

e)

bedeutet der Ausdruck «China» die Volksrepublik China und wenn im geo-
grafischen Sinne verwendet, das ganze Hoheitsgebiet der Volksrepublik
China, einschliesslich ihres Kiistenmeeres, in dem die chinesischen Steuer-
rechtsvorschriften anwendbar sind, sowie alle ausserhalb des Kiistenmeeres
liegenden Gebiete, in denen die Volksrepublik China im Einklang mit dem
Voélkerrecht und ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften Hoheitsrechte
oder Gerichtsbarkeit innehat;

bedeutet der Ausdruck «Schweiz» das Hoheitsgebiet der schweizerischen
Eidgenossenschaft in Ubereinstimmung mit dem Vdlkerrecht und ihren in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften;

umfasst der Ausdruck «Person» eine natiirliche Person, eine Gesellschaft
und jede andere Personenvereinigung;

bedeutet der Ausdruck «Gesellschafty eine juristische Person oder ein
Rechtstrager, der fiir die Besteuerung wie eine juristische Person behandelt
wird,

bedeuten die Ausdriicke «Unternehmen eines Vertragsstaats» und «Unter-
nehmen des anderen Vertragsstaatsy», je nachdem, ein Unternehmen, das von
einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person betrieben wird, oder ein Un-
ternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat anséssigen Person betrie-
ben wird;

bedeutet der Ausdruck «internationaler Verkehr» jede Beforderung mit ei-
nem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsachli-
cher Geschéftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschliesslich zwischen Orten im anderen
Vertragsstaat betrieben;
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g) bedeutet der Ausdruck «zustindige Behordex:
(i) in China: die staatliche Steuerverwaltung («State Administration of Ta-
xationy») oder ihr bevollméchtigter Vertreter,
(ii) in der Schweiz: der Vorsteher des Eidgenossischen Finanzdepartements
oder sein bevollméichtigter Vertreter;

h) bedeutet der Ausdruck «Staatsangehdrige» hinsichtlich eines Vertragsstaats:

(i) jede natiirliche Person, die die Staatsangehorigkeit eines Vertragsstaats
besitzt,

(ii) jede juristische Person, Personengesellschaft oder andere Personenver-
einigung, die nach dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet
worden ist.

2. Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Aus-
druck die Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitpunkt nach dem Recht dieses
Staates iiber die Steuern zukommt, fiir die das Abkommen gilt, wobei die in der
Steuergesetzgebung geltende Bedeutung derjenigen nach anderen Gesetzen des
gleichen Staates vorgeht.

Art. 4 Ansissige Person

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck «eine in einem Vertragsstaat
anséssige Person» eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund
ihres Wohnsitzes, ihres stindigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Eintragung, des Ortes
ihrer tatsidchlichen Geschiftsleitung oder eines anderen dhnlichen Merkmals steuer-
pflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat, seine politischen Unterabteilungen und
seine lokalen K&rperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in
diesem Staat nur mit Einkiinften aus Quellen in diesem Staat oder mit dort gelege-
nem Vermdgen steuerpflichtig ist.

2. Ist nach Absatz 1 eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten anséssig, so
gilt Folgendes:

a) Die Person gilt als nur in dem Staat anséssig, in dem sie iiber eine stindige
Wohnstitte verfiigt; verfiigt sie in beiden Staaten iber eine stindige
Wohnstitte, so gilt sie als nur in dem Staat anséssig, zu dem sie die engeren
personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens-
interessen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt
ihrer Lebensinteressen hat, oder verfiigt sie in keinem der Staaten iiber eine
stindige Wohnstitte, so gilt sie als nur in dem Staat anséssig, in dem sie ih-
ren gewOhnlichen Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewohnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in kei-
nem der Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansdssig, dessen Staatsange-
horige sie ist.
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d) Ist die Person Staatsangehorige beider Staaten oder keines der Staaten, so
regeln die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten die Frage in gegensei-
tigem Einvernehmen.

3. Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten
ansdssig, so gilt sie als nur in dem Staat anséssig, in dem sich der Ort ihrer tatsdch-
lichen Geschiftsleitung befindet.

Art. 5 Betriebsstitte

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck «Betriebsstitte» eine feste
Geschiftseinrichtung, durch die die Tatigkeit eines Unternechmens ganz oder teil-
weise ausgeiibt wird.

2. Der Ausdruck «Betriebsstitte» umfasst insbesondere:
a) einen Ort der Leitung;
b) eine Zweigniederlassung;
¢) eine Geschiftsstelle;
d) eine Fabrikationsstitte;
e) eine Werkstitte; und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine an-
dere Stitte der Ausbeutung von Bodenschétzen.

3. Eine Bauausfiihrung, eine Montage, ein Zusammenbauprojekt oder damit zu-
sammenhdngende Uberwachungstitigkeiten sind nur dann eine Betriebsstitte, wenn
ihre Dauer zwolf Monate iiberschreitet.

4. Ungeachtet der Absdtze 1-3 umfasst der Ausdruck «Betriebsstitte» auch das
Erbringen von Dienstleistungen, einschliesslich Beratungsdienstleistungen, durch
Angestellte eines Unternehmens oder durch anderes vom Unternehmen fiir solchen
Zweck eingestelltes Personal, aber nur falls entsprechende Tatigkeiten (fiir das
gleiche oder ein damit zusammenhéngendes Projekt) in einem Vertragsstaat inner-
halb eines Zeitraums von zwolf Monaten insgesamt langer als 183 Tage andauern.

5. Ungeachtet der Absétze 1-4 gelten nicht als Betriebsstétten:

a) Einrichtungen, die ausschliesslich zur Lagerung, Ausstellung oder Ausliefe-
rung von Giitern oder Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestinde von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschliesslich zur
Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;

¢) Bestinde von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschliesslich
zum Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet
oder verarbeitet zu werden;
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d) eine feste Geschiftseinrichtung, die ausschliesslich zum Zweck unterhalten
wird, fiir das Unternehmen Giiter oder Waren einzukaufen oder Informa-
tionen zu beschaffen;

e) eine feste Geschiftseinrichtung, die ausschliesslich zum Zweck unterhalten
wird, fiir das Unternehmen andere Téatigkeiten auszuiiben, die vorbereitender
Art sind oder eine Hilfstétigkeit darstellen;

f) eine feste Geschiftseinrichtung, die ausschliesslich zum Zweck unterhalten
wird, mehrere der unter den Buchstaben a—e genannten Téatigkeiten auszu-
iiben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttitigkeit der fes-
ten Geschiftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstétigkeit dar-
stellt.

6. Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhédngigen Vertreters im Sinne von
Absatz 7 — fiir ein Unternehmen tétig, besitzt sie in einem Vertragsstaat die Voll-
macht, im Namen dieses Unternehmens Vertrdge abzuschliessen, und iibt sie diese
Vollmacht dort gewdhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der Absétze 1
und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat fiir alle von der Person fiir das Un-
ternehmen ausgeiibten Tétigkeiten eine Betriebsstitte, es sei denn, diese Tétigkeiten
beschrénken sich auf die in Absatz 5 genannten Tétigkeiten, die, wiirden sie durch
eine feste Geschiftseinrichtung ausgeiibt, diese Einrichtung nach dem genannten
Absatz nicht zu einer Betriebsstétte machten.

7. Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Be-
triebsstétte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Téatigkeit durch einen Makler,
Kommissiondr oder einen anderen unabhéngigen Vertreter ausiibt, sofern diese
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschiftstitigkeit handeln. Ubt jedoch ein
solcher Vertreter seine Téatigkeit ausschliesslich oder fast ausschliesslich fiir dieses
Unternehmen aus, so gilt er nicht als unabhéngiger Vertreter im Sinne dieses Absat-
zes.

8. Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansdssige Gesellschaft eine
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen
Vertragsstaat anséssig ist oder dort durch eine Betriebsstitte oder auf andere Weise
ihre Tétigkeit ausiibt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebsstétte der
anderen.

Art. 6 Einkiinfte aus unbeweglichem Vermogen

1. Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus unbeweglichem
Vermogen (einschliesslich der Einkiinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben) bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, konnen im anderen Staat besteuert
werden.

2. Der Ausdruck «unbewegliches Vermogen» hat die Bedeutung, die ihm nach dem
Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen liegt. Der Ausdruck
umfasst in jedem Fall die Zugehdr zum unbeweglichen Vermdgen, das lebende und
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriecbe, die Rechte, fiir die die Vor-
schriften des Privatrechts iiber Grundstiicke gelten, Nutzungsrechte an unbeweg-
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lichem Vermogen sowie Rechte auf verdnderliche oder feste Vergiitungen fiir die
Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und
anderen Bodenschitzen; Seeschiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbeweg-
liches Vermogen.

3. Absatz 1 gilt fiir Einkiinfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermdogens.

4. Die Absitze 1 und 3 gelten auch fiir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermogen
eines Unternchmens und fiir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdogen, das der
Ausiibung einer selbststdndigen Arbeit dient.

Art. 7 Unternehmensgewinne

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats kdnnen nur in diesem Ver-
tragsstaat besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen {ibt seine Tétigkeit im
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstitte aus. Ubt das Unter-
nehmen seine Tétigkeit auf diese Weise aus, so konnen die Gewinne des Unterneh-
mens im anderen Vertragsstaat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser
Betriebsstitte zugerechnet werden konnen.

2. Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Titigkeit im anderen Vertrags-
staat durch eine dort gelegene Betriebsstitte aus, so werden vorbehaltlich des Absat-
zes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebsstitte die Gewinne zugerechnet, die sie
hitte erzielen kdnnen, wenn sie eine gleiche oder dhnliche Tétigkeit unter gleichen
oder dhnlichen Bedingungen als selbststindiges Unternehmen ausgeiibt hitte und im
Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebsstitte sie ist, vollig unabhéngig
gewesen ware.

3. Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstitte werden die fiir diese Be-
triebsstiétte entstandenen Aufwendungen, einschliesslich der Geschiftsfiihrungs- und
allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgiiltig, ob sie in dem
Vertragsstaat, in dem die Betriebsstitte liegt, oder anderswo entstanden sind.

4. Soweit es in einem Vertragsstaat iiblich ist, die einer Betriebsstétte zuzurechnen-
den Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine
einzelnen Teile zu ermitteln, schliesst Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat
die zu besteuernden Gewinne nach der iiblichen Aufteilung ermittelt; die gewihlte
Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsitzen
dieses Artikels ilibereinstimmt.

5. Aufgrund des blossen Einkaufs von Giitern oder Waren fiir das Unternehmen
wird einer Betriebsstétte kein Gewinn zugerechnet.

6. Bei der Anwendung der Absitze 1-5 sind die der Betriebsstétte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende
Griinde dafiir bestehen, anders zu verfahren.

7. Gehoren zu den Gewinnen Einkiinfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens
behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestim-
mungen dieses Artikels nicht bertihrt.
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Art. 8 Seeschifffahrt und Luftfahrt

1. Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internatio-
nalen Verkehr konnen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der
Ort der tatsdchlichen Geschiftsleitung des Unternehmens befindet.

2. Befindet sich der Ort der tatséchlichen Geschéftsleitung eines Unternehmens der
Seeschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in
dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden
ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person anséssig ist, die das Schiff betreibt.

3. Absatz 1 gilt auch fiir Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Be-
triebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle.

Art. 9 Verbundene Unternehmen
1. Wenn:

a) ein Unternechmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Ge-
schiftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des an-
deren Vertragsstaats beteiligt ist; oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschéftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und ei-
nes Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind;

und in diesen Féllen beide Unternehmen in ihren kaufménnischen oder finanziellen
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von
denen abweichen, die unabhéngige Unternechmen miteinander vereinbaren wiirden,
so konnen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt
hitte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter-
nehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

2. Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates
Gewinne zugerechnet und entsprechend besteuert, mit denen ein Unternehmen des
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei
den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten
Staates erzielt hitte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten
Bedingungen die gleichen gewesen wiren, die unabhédngige Unternehmen miteinan-
der vereinbaren wiirden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Anderung
der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die
iibrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu beriicksichtigen; soweit erforderlich,
konsultieren sich die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten.

Art. 10 Dividenden

1. Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Gesellschaft an eine im
anderen Vertragsstaat anséssige Person zahlt, konnen im anderen Staat besteuert
werden.

2. Diese Dividenden kénnen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft anséssig ist, nach dem Recht dieses Staates be-
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steuert werden; die Steuer darf aber, wenn die zur Nutzung der Dividenden berech-
tigte Person im anderen Vertragsstaat ansissig ist, nicht libersteigen:

a)2 5 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden, wenn die zur Nutzung berech-
tigte Person eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die
unmittelbar iiber mindestens 25 Prozent des Kapitals der die Dividenden
zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 10 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Féllen.

Die zustindigen Behorden der Vertragsstaaten regeln die Durchfiihrung dieser
Begrenzungen in gegenseitigem Einvernehmen.

Dieser Absatz beriihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die
Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt werden.

3. Ungeachtet des Absatzes 2 nimmt der Vertragsstaat, in dem die die Dividenden
zahlende Gesellschaft ansdssig ist, die gezahlten Dividenden von der Besteuerung
aus, wenn die nutzungsberechtigte Person der andere Vertragsstaat selbst, eine
seiner politischen Unterabteilungen oder eine seiner lokalen Korperschaften oder
eine vollstindig diesem Staat gehdrende Einrichtung oder ein vollstdndig diesem
Staat gehdrender Fonds, auf die sich die zustdndigen Behdrden der Vertragsstaaten
in gegenseitigem Einvernehmen einigen, oder die Nationalbank ist.

4. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck «Dividenden» bedeutet Einkiinfte aus
Aktien, Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Griinderanteilen oder anderen
Rechten, ausgenommen Forderungen, mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen
Gesellschaftsanteilen stammende Einkiinfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, in
dem die ausschiittende Gesellschaft anséssig ist, den Einkiinften aus Aktien gleichge-
stellt sind.

5. Die Absidtze 1 und 2 sind nicht anwendbar, wenn die in einem Vertragsstaat
anséssige nutzungsberechtigte Person im anderen Vertragsstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft ansissig ist, eine gewerbliche Tétigkeit durch
eine dort gelegene Betriebsstitte oder eine selbststindige Arbeit durch eine dort
gelegene feste Einrichtung ausiibt und wenn die Beteiligung, fiir die die Dividenden
gezahlt werden, tatsdchlich zu dieser Betriebsstitte oder festen Einrichtung gehort.
In einem solchen Fall ist, je nachdem, Artikel 7 oder Artikel 14 anwendbar.

6. Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansdssige Gesellschaft Gewinne oder Ein-
kiinfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der
Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an
eine im anderen Staat ansdssige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, fiir
die die Dividenden gezahlt werden, tatsdchlich zu einer im anderen Staat gelegenen
Betriebsstitte oder festen Einrichtung gehort, noch Gewinne der Gesellschaft einer
Steuer fiir nicht ausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten
Dividenden oder die nicht ausgeschiitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im
anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkiinften bestehen.

2 Die Berichtigung des Staatssekretariats fiir internationale Finanzfragen vom
17. Sept. 2021, publiziert am 23. Sept. 2021, betrifft nur den italienischen Text
(AS 2021 575).
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7. Die Bestimmungen dieses Artikels sind nicht anwendbar, wenn es der Haupt-
zweck einer mit der Schaffung oder der Ubertragung der Aktien oder anderer
Rechte, aufgrund derer die Dividenden gezahlt werden, befassten Person war, mit
dieser Schaffung oder Ubertragung einen Vorteil aus diesem Artikel zu ziehen.

Art. 11 Zinsen

1. Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertrags-
staat anséssige Person gezahlt werden, konnen im anderen Staat besteuert werden.

2. Diese Zinsen konnen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen,
nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; ist aber die zur Nutzung der Zinsen
berechtigte Person im anderen Vertragsstaat ansissig, so darf die Steuer 10 Prozent
des Bruttobetrags der Zinsen nicht iibersteigen. Die zustindigen Behorden der
Vertragsstaaten regeln die Durchfithrung dieser Begrenzung in gegenseitigem Ein-
vernehmen.

3. Ungeachtet des Absatzes 2 sind Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und
von der Regierung des anderen Vertragsstaats, einer seiner politischen Unterabtei-
lungen oder einer seiner lokalen Korperschaften, der Nationalbank, einer Vertretung
des anderen Vertragsstaats oder einer dem anderen Vertragsstaat vollstindig geho-
renden Einrichtung erzielt werden oder von irgendeiner anderen im anderen Ver-
tragsstaat anséssigen Person fiir Forderungen dieser ansdssigen Person, die durch die
Regierung des anderen Vertragsstaats, eine seiner politischen Unterabteilungen oder
eine seiner lokalen Kdrperschaften, die Nationalbank, eine Vertretung des anderen
Vertragsstaats oder eine dem anderen Vertragsstaat vollsténdig gehdrende Einrich-
tung finanziert, garantiert oder versichert werden, im erstgenannten Vertragsstaat
von der Besteuerung befreit.

4. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck «Zinsen» bedeutet Einkiinfte aus
Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grund-
stiicken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet
sind, und insbesondere Einkiinfte aus 6ffentlichen Anleihen und aus Obligationen,
einschliesslich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen.
Nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels gelten Zuschldge fiir verspétete Zahlung.

5. Die Absitze 1 und 2 sind nicht anwendbar, wenn die in einem Vertragsstaat
anséssige nutzungsberechtigte Person im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen
stammen, eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstétte oder
eine selbststindige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausiibt und
wenn die Forderung, fiir die die Zinsen gezahlt werden, tatsdchlich zu dieser Be-
triebsstétte oder festen Einrichtung gehort. In einem solchen Fall ist, je nachdem,
Artikel 7 oder Artikel 14 anwendbar.

6. Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner
eine in diesem Staat ansissige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne
Riicksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansdssig ist oder nicht, in einem
Vertragsstaat eine Betriebsstitte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, fiir
die die Zinsen gezahlt werden, fiir Zwecke der Betriebsstitte oder der festen Einrich-
tung eingegangen worden und trigt die Betriebsstitte oder die feste Einrichtung
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diese Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebs-
statte oder die feste Einrichtung liegt.

7. Bestehen zwischen dem Schuldner und der nutzungsberechtigten Person oder
zwischen beiden und einer Drittperson besondere Beziehungen und iibersteigen
deshalb die Zinsen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und nutzungsberechtigte Person ohne diese Beziehungen vereinbart
hitten, so wird dieser Artikel nur auf den letztgenannten Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der {ibersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertrags-
staats und unter Beriicksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens
besteuert werden.

8. Die Bestimmungen dieses Artikels sind nicht anwendbar, wenn es der Haupt-
zweck einer mit der Schaffung oder der Ubertragung der Forderung, aufgrund derer
die Zinsen gezahlt werden, befassten Person war, mit dieser Schaffung oder Uber-
tragung einen Vorteil aus diesem Artikel zu ziehen.

Art. 12 Lizenzgebiihren

1. Lizenzgebiihren, die aus einem Vertragsstaat stammen und zu deren Nutzung
eine im anderen Vertragsstaat anséissige Person berechtigt ist, konnen im anderen
Staat besteuert werden.

2. Diese Lizenzgebiihren konnen jedoch auch im Vertragsstaat, aus dem sie stam-
men, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn die
nutzungsberechtigte Person eine im andern Vertragsstaat ansdssige Person ist,
9 Prozent des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren nicht iibersteigen. Die zustindigen
Behorden der Vertragsstaaten regeln die Durchfithrung dieser Beschrinkung in
gegenseitigem Einvernehmen.

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck «Lizenzgebiihren» bedeutet Vergii-
tungen jeder Art, die fiir die Benutzung oder fiir das Recht auf Benutzung von Urhe-
berrechten an literarischen, kiinstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, ein-
schliesslich kinematografischer Filme oder Bandaufzeichnungen fiir Rundfunk und
Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plénen, geheimen For-
meln oder Verfahren oder fiir die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerb-
licher, kaufménnischer oder wissenschaftlicher Ausriistungen oder fiir die Mitteilung
gewerblicher, kaufménnischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.3

4. Die Absdtze 1 und 2 sind nicht anwendbar, wenn die in einem Vertragsstaat
ansédssige nutzungsberechtigte Person im anderen Vertragsstaat, aus dem die Li-
zenzgebiihren stammen, eine gewerbliche Tétigkeit durch eine dort gelegene Be-
triebsstétte oder eine selbststindige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrich-
tung ausiibt und wenn die Rechte oder Vermogenswerte, fiir die die Lizenzgebiihren
gezahlt werden, tatsdchlich zu dieser Betriebsstitte oder festen Einrichtung gehoren.
In einem solchen Fall ist, je nachdem, Artikel 7 oder Artikel 14 anwendbar.

5. Lizenzgebiihren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der
Schuldner eine in diesem Staat fiir Zwecke seiner Steuern anséssige Person ist. Hat

3 Die Berichtigung vom 23. Mai 2022 betrifft nur den franzosischen Text (AS 2022 312).

10



Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 0.672.924.91
vom Einkommen und vom Vermogen. Abk. mit China

aber der Schuldner der Lizenzgebiihren, ohne Riicksicht darauf, ob er in einem
Vertragsstaat anséssig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstétte oder
eine feste Einrichtung, mit der die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebiihren
zusammenhéngt, und trigt die Betriebsstétte oder die feste Einrichtung die Lizenz-
gebiihren, so gelten diese als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebsstitte
oder die feste Einrichtung liegt.

6. Bestehen zwischen dem Schuldner und der nutzungsberechtigten Person oder
zwischen beiden und einer Drittperson besondere Beziechungen und iibersteigen
deshalb die Lizenzgebiihren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und nutzungsberechtigte Person ohne diese Beziehungen
vereinbart hitten, so wird dieser Artikel nur auf den letztgenannten Betrag ange-
wendet. In diesem Fall kann der iibersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden
Vertragsstaats und unter Beriicksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Ab-
kommens besteuert werden.

7. Die Bestimmungen dieses Artikels sind nicht anwendbar, wenn es der Haupt-
zweck einer mit der Schaffung oder der Ubertragung der Rechte, aufgrund derer die
Lizenzgebiihren gezahlt werden, befassten Person war, mit dieser Schaffung oder
Ubertragung einen Vorteil aus diesem Artikel zu ziehen.

Art. 13 Gewinne aus der Verdusserung von Vermdgen

1. Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person aus der Verdusserung
unbeweglichen Vermodgens im Sinne von Artikel 6 bezieht, das im anderen Ver-
tragsstaat liegt, konnen im anderen Staat besteuert werden.

2. Gewinne aus der Verdusserung beweglichen Vermogens, das Betriebsvermdgen
einer Betriebsstitte ist, die ein Unternechmen eines Vertragsstaats im anderen Ver-
tragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehdrt, die einer in einem Ver-
tragsstaat ansdssigen Person fiir die Ausiibung einer selbststindigen Arbeit im
anderen Vertragsstaat zur Verfiigung steht, einschliesslich derartiger Gewinne, die
bei der Verdusserung einer solchen Betriebsstitte (allein oder mit dem {iibrigen
Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, kénnen im
anderen Staat besteuert werden.

3. Gewinne aus der Verdusserung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im
internationalen Verkehr betrieben werden, oder von beweglichem Vermdgen, das
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, kdnnen nur in dem Vertrags-
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschiftsleitung des
Unternehmens befindet.

4. Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person aus der Verdusserung
von Anteilen am Kapital einer Gesellschaft erzielt, deren Vermdgen unmittelbar
oder mittelbar zu mehr als 50 Prozent aus im anderen Vertragsstaat gelegenem
unbeweglichem Vermdgen besteht, konnen im anderen Staat besteuert werden.

5. Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person aus der Verdusserung
von Anteilen am Kapital einer Gesellschaft erzielt, die im anderen Vertragsstaat
anséssig ist, konnen im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Person,
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die die Gewinne erzielt, zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb eines Zeitraums von
zwOlf Monaten vor solch einer Verdusserung unmittelbar oder mittelbar mit mindes-
tens 25 Prozent am Kapital dieser Gesellschaft beteiligt gewesen ist.

6. Gewinne aus der Verdusserung des in den Absdtzen 1-5 nicht genannten Vermo-
gens konnen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die verdussernde
Person anséssig ist.

Art. 14 Selbststindige Arbeit

1. Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus einem freien
Beruf oder aus sonstiger selbststindiger Tétigkeit bezieht, konnen nur in diesem
Vertragsstaat besteuert werden. In Féllen, in denen eine der nachstehenden Voraus-
setzungen erfiillt ist, diirfen die Einkiinfte auch im anderen Vertragsstaat besteuert
werden:

a) Der Person steht im anderen Vertragsstaat fiir die Ausiibung ihrer Tatigkeit
gewohnlich eine feste Einrichtung zur Verfiigung; in diesem Fall darf im an-
deren Vertragsstaat nur derjenige Teil der Einkiinfte besteuert werden, der
der festen Einrichtung zugerechnet werden kann.

b) Die Person hélt sich im anderen Vertragsstaat insgesamt lédnger als 183 Tage
wihrend des betreffenden Steuerjahres auf; in diesem Fall darf im anderen
Vertragsstaat nur derjenige Teil der Einkiinfte besteuert werden, der aus der
dort ausgeiibten Tétigkeit stammt.

2. Der Ausdruck «freier Berufy» umfasst insbesondere die selbststédndig ausgeiibte
wissenschaftliche, literarische, kiinstlerische, erzieherische oder unterrichtende
Titigkeit sowie die selbststindige Titigkeit der Arzte, Rechtsanwilte, Ingenieure,
Architekten, Zahndrzte und Buchsachverstindigen.

Art. 15 Unselbststéndige Arbeit

1. Unter Vorbehalt der Artikel 16, 18 und 19 kénnen Gehélter, Lohne und &hnliche
Vergiitungen, die eine in einem Vertragsstaat ansissige Person aus unselbststédndiger
Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im
anderen Vertragsstaat ausgeiibt. Wird die Arbeit dort ausgeiibt, so konnen die dafiir
bezogenen Vergiitungen im anderen Staat besteuert werden.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 kdnnen Vergiitungen, die eine in einem Vertragsstaat
ansdssige Person fiir eine im anderen Vertragsstaat ausgelibte unselbststindige
Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn:

a) die Person sich im anderen Staat insgesamt nicht ldnger als 183 Tage wih-
rend des betreffenden Steuerjahres aufhélt;

b) die Vergiitungen von einem Arbeitgeber oder fiir einen Arbeitgeber gezahlt
werden, der nicht im anderen Staat anséssig ist; und

¢) die Vergiitungen nicht von einer Betriebsstétte oder einer festen Einrichtung
getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat.
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3. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels konnen Vergiitun-
gen fiir unselbststdndige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges
ausgeilibt wird, das im internationalen Verkehr betrieben wird, im Vertragsstaat
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschiftsleitung des Unter-
nehmens befindet.

Art. 16 Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergiitungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen und dhnliche Zahlungen, die eine in
einem Vertragsstaat anséssige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Auf-
sichts- oder Verwaltungsrats einer im anderen Vertragsstaat ansdssigen Gesellschaft
bezieht, konnen im anderen Staat besteuert werden.

Art. 17 Kiinstler und Sportler

1. Ungeachtet der Artikel 14 und 15 konnen Einkiinfte, die eine in einem Vertrags-
staat ansissige Person als Kiinstler, wie Biihnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernseh-
kiinstler sowie Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat person-
lich ausgeiibten Tétigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden.

2. Fliessen Einkiinfte aus einer von einem Kiinstler oder Sportler in dieser Eigen-
schaft personlich ausgeiibten Tétigkeit nicht dem Kiinstler oder Sportler selbst,
sondern einer anderen Person zu, so konnen diese Einkiinfte ungeachtet der Arti-
kel 7, 14 und 15 im Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Kiinstler oder Sport-
ler seine Tétigkeit ausiibt.

3. Die Absitze 1 und 2 gelten nicht fiir Gewinne, Gehilter, Léhne und &hnliche
Einkiinfte aus Tatigkeiten von Kiinstlern und Sportlern in einem Vertragsstaat, wenn
deren Besuch in diesem Vertragsstaat mit 6ffentlichen Mitteln oder mit Mitteln der
Regierung des anderen Vertragsstaats, einer seiner politischen Unterabteilungen
oder einer seiner lokalen Korperschaften in erheblichem Umfang unterstiitzt wird. In
einem solchen Fall ist, je nachdem, Artikel 7, 14 oder 15 anwendbar.

Art. 18 Ruhegehilter

Unter Vorbehalt von Artikel 19 Absatz 2 kdnnen Ruhegehélter und &hnliche Vergii-
tungen, die einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person fiir frithere unselbststan-
dige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden.

Art. 19 Offentlicher Dienst

1. a) Gehilter, Lohne und &hnliche Vergiitungen, die von der Regierung eines
Vertragsstaats, einer seiner politischen Unterabteilungen oder einer seiner
lokalen Korperschaften an eine natiirliche Person fiir die der Regierung die-
ses Staates oder dieser politischen Unterabteilung oder lokalen Korperschaft
geleisteten Dienste gezahlt werden, konnen nur in diesem Staat besteuert
werden.
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b) Diese Gehilter, Lohne und &hnlichen Vergiitungen konnen jedoch nur im
anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat
geleistet werden und die natiirliche Person in diesem Staat anséssig ist und:

(i) Staatsangehorige dieses Staates ist; oder

(ii) nicht ausschliesslich in diesem Staat ansidssig geworden ist, um die
Dienste zu leisten.

2. a) Ruhegehilter und dhnliche Vergiitungen, die von einem Vertragsstaat, einer
seiner politischen Unterabteilungen oder einer seiner lokalen Korperschaften
oder aus einem von diesem Staat, der politischen Unterabteilung oder loka-
len Korperschaft errichteten Sondervermdgen an eine natiirliche Person fiir
Dienste gezahlt werden, die sie der Regierung dieses Staates oder dieser po-
litischen Unterabteilung oder lokalen Korperschaft geleistet hat, konnen nur
in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehélter konnen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert
werden, wenn die natlirliche Person in diesem Staat anséssig ist und Staats-
angehorige dieses Staates ist.

3. Auf Gehilter, Lohne, Ruhegehélter und dhnliche Vergiitungen fiir Dienste, die im
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tatigkeit der Regierung eines Vertrags-
staats, einer seiner politischen Unterabteilungen oder einer seiner lokalen Korper-
schaften geleistet werden, ist Artikel 15, 16, 17 oder 18 anwendbar.

Art. 20 Studenten

Zahlungen, die ein Student oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat aus-
schliesslich zum Studium oder zur Ausbildung aufhélt und der im anderen Vertrags-
staat anséssig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat
ansédssig war, fir seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhilt,
diirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus
Quellen ausserhalb dieses Staates stammen.

Art. 21 Andere Einkiinfte

1. Einkiinfte einer in einem Vertragsstaat ansidssigen Person, die in den vorstehen-
den Artikeln nicht behandelt werden, konnen ungeachtet ihrer Herkunft nur in
diesem Staat besteuert werden.

2. Absatz 1 ist auf andere Einkiinfte als solche aus unbeweglichem Vermdgen im
Sinne von Artikel 6 Absatz 2 nicht anwendbar, wenn der in einem Vertragsstaat
ansédssige Empfdanger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tatigkeit durch
eine dort gelegene Betriebsstitte oder eine selbststindige Arbeit durch eine dort
gelegene feste Einrichtung ausiibt und wenn die Rechte oder Vermégenswerte, fiir
die die Einkiinfte gezahlt werden, tatsidchlich zu dieser Betriebsstitte oder festen
Einrichtung gehoren. In einem solchen Fall ist, je nachdem, Artikel 7 oder Arti-
kel 14 anwendbar.

3. Bestehen zwischen der in Absatz 1 genannten anséssigen Person und einer ande-
ren Person oder zwischen beiden und einer Drittperson besondere Beziehungen und
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iibersteigen deshalb die in diesem Absatz genannten Einkiinfte das, was sie ohne
diese Beziehungen vereinbart hétten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der iibersteigende Betrag nach dem Recht
jedes Vertragsstaats und unter Beriicksichtigung anderer anwendbarer Bestimmun-
gen dieses Abkommens besteuert werden.

4. Die Bestimmungen dieses Artikels sind nicht anwendbar, wenn es der Haupt-
zweck einer mit der Schaffung oder der Ubertragung der Rechte, aufgrund derer
diese Einkiinfte gezahlt werden, befassten Person war, mit dieser Schaffung oder
Ubertragung einen Vorteil aus diesem Artikel zu ziehen.

Art. 22 Vermdgen

1. Unbewegliches Vermdgen im Sinne von Artikel 6, das einer in einem Vertrags-
staat ansdssigen Person gehort und im anderen Vertragsstaat liegt, kann im anderen
Staat besteuert werden.

2. Bewegliches Vermogen, das Betriebsvermodgen einer Betriebsstétte ist, die ein
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer
festen Einrichtung gehort, die einer in einem Vertragsstaat ansdssigen Person fiir die
Ausiibung einer selbststindigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfligung
steht, kann im anderen Vertragsstaat besteuert werden.

3. Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden,
sowie bewegliches Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge
dient, kdnnen nur im Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatséch-
lichen Geschiftsleitung des Unternehmens befindet.

4. Alle anderen Vermogensteile einer in einem Vertragsstaat ansdssigen Person
konnen nur in diesem Staat besteuert werden.

Art. 23 Verschiedenes

Dieses Abkommen beeintrachtigt nicht das Recht eines jeden Vertragsstaats, seine
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Massnahmen betreffend besondere Anpas-
sungen der Besteuerung anzuwenden, unabhéngig davon, ob diese Vorschriften und
Massnahmen als solche bezeichnet werden oder nicht, insoweit sie nicht zu einer
Besteuerung fiihren, die diesem Abkommen widerspricht.

Art. 24 Vermeidung der Doppelbesteuerung
1. In China wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in China ansissige Person Einkiinfte aus der Schweiz, so rech-
net China den nach diesem Abkommen in der Schweiz zu entrichtenden Be-
trag der Steuer auf diesen Einkiinften auf die von dieser Person erhobene
chinesische Steuer an. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den nach den
chinesischen Steuergesetzen und Vorschriften berechneten Betrag der chine-
sischen Steuer nicht iibersteigen, der auf diese Einkiinfte entfallt.
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b)

Sofern es sich bei den Einkiinften aus der Schweiz um Dividenden handelt,
die eine in der Schweiz anséssige Gesellschaft an eine in China anséssige
Gesellschaft zahlt, der wenigstens 20 Prozent der Aktien der die Dividenden
zahlenden Gesellschaft gehoren, so wird die von der die Dividenden zahlen-
den Gesellschaft in der Schweiz entrichtete Einkommensteuer bei der Steu-
eranrechnung beriicksichtigt.

2. In der Schweiz wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

16

a)

b)

©)

Bezieht eine in der Schweiz ansdssige Person Einkiinfte oder hat sie Vermo-
gen und konnen diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Ab-
kommen in China besteuert werden, so nimmt die Schweiz, unter Vorbehalt
von Buchstabe b, diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der Besteue-
rung aus; sie kann aber bei der Festsetzung der Steuer fiir das iibrige Ein-
kommen oder das tibrige Vermdgen dieser Person den Steuersatz anwenden,
der anzuwenden wire, wenn die betreffenden Einkiinfte oder das betreffende
Vermogen nicht von der Besteuerung ausgenommen wéren. Gewinne nach
Artikel 13 Absatz 4 werden indessen nur von der Besteuerung ausgenom-
men, wenn ihre tatsdchliche Besteuerung in China nachgewiesen wird.

Bezieht eine in der Schweiz anséssige Person Dividenden, Zinsen oder Li-

zenzgebiihren, die nach Artikel 10, 11 oder 12 in China besteuert werden

konnen, so gewihrt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung.

Die Entlastung besteht:

(i) in der Anrechnung der nach den Artikeln 10, 11 und 12 in China erho-
benen Steuer auf die vom Einkommen dieser anséssigen Person ge-
schuldete schweizerische Steuer; der anzurechnende Betrag darf jedoch
den Teil der vor der Anrechnung ermittelten schweizerischen Steuer
nicht iibersteigen, der auf die Einkiinfte entfillt, die in China besteuert
werden konnen;

(i1) in einer pauschalen, nach festgelegten Normen ermittelten Erméssigung
der schweizerischen Steuer, die den Grundsétzen der in Unterabsatz (i)
erwihnten Entlastung Rechnung trigt; oder

(iii) in einer teilweisen Befreiung der Dividenden, Zinsen oder Lizenz-
gebiihren von der schweizerischen Steuer, mindestens aber im Abzug
der in China erhobenen Steuer vom Bruttobetrag der Dividenden, Zin-
sen oder Lizenzgebiihren.

Die Schweiz bestimmt die Art der Entlastung nach den schweizerischen
Vorschriften iiber die Durchfithrung von zwischenstaatlichen Abkommen
des Bundes zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und ordnet das Verfah-
ren.

Eine in der Schweiz ansdssige Gesellschaft, die Dividenden von einer in
China ansdssigen Gesellschaft bezieht, geniesst bei der Erhebung der
schweizerischen Steuer auf diesen Dividenden die gleichen Vergiinstigun-
gen, die ihr zustehen wiirden, wenn die die Dividenden zahlende Gesell-
schaft in der Schweiz ansissig wére.
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Art. 25 Gleichbehandlung

1. Staatsangehorige eines Vertragsstaats diirfen im anderen Vertragsstaat keiner
Besteuerung oder damit zusammenhéngenden Verpflichtung unterworfen werden,
die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhéngen-
den Verpflichtungen, denen Staatsangehorige des anderen Staates unter gleichen
Verhiltnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansissigkeit, unterworfen sind oder
unterworfen werden konnen. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch
fiir Personen, die in keinem Vertragsstaat ansissig sind.

2. Die Besteuerung einer Betriebsstitte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats
im anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungiinstiger sein als die
Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tétigkeit aus-
iiben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertrags-
staat, den im anderen Vertragsstaat anséssigen Personen Steuerfreibetrige, -vergiins-
tigungen und -erméssigungen aufgrund des Personenstandes oder der Familienlasten
zu gewihren, die er seinen ansdssigen Personen gewéhrt.

3. Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7, Artikel 12 Absatz 6 oder
Artikel 21 Absatz 3 anwendbar ist, sind Zinsen, Lizenzgebiihren und andere Entgel-
te, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansis-
sige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unter-
nehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten
Staat anséssige Person zum Abzug zuzulassen. In gleicher Weise sind Schulden, die
ein Unternehmen eines Vertragsstaats gegeniiber einer im anderen Vertragsstaat
anséssigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Vermogens dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegeniiber einer im
erstgenannten Staat anséssigen Person zum Abzug zuzulassen.

4. Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar
oder mittelbar einer oder mehreren im anderen Vertragsstaat anséssigen Personen
gehort oder deren Kontrolle unterliegt, diirfen im erstgenannten Staat keiner Besteu-
erung oder damit zusammenhdngenden Verpflichtung unterworfen werden, die
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhéngenden
Verpflichtungen, denen andere dhnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden konnen.

5. Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fiir Steuern jeder Art und Bezeich-
nung.

Art. 26 Verstandigungsverfahren

1. Ist eine Person der Auffassung, dass Massnahmen eines Vertragsstaats oder
beider Vertragsstaaten fiir sie zu einer Besteuerung fiihren oder fithren werden, die
diesem Abkommen nicht entspricht, so kann sie ungeachtet der nach dem innerstaat-
lichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zustidndigen
Behorde des Vertragsstaats, in dem sie ansissig ist, oder, sofern ihr Fall von Arti-
kel 25 Absatz 1 erfasst wird, der zustdndigen Behdrde des Vertragsstaats unter-
breiten, dessen Staatsangehdrige sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren
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nach der ersten Mitteilung der Massnahme unterbreitet werden, die zu einer dem
Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fiihrt.

2. Halt die zustindige Behorde die Einwendung fiir begriindet und kann sie nicht
selbst eine befriedigende Losung herbeifithren, so bemiiht sie sich, den Fall durch
Verstindigung mit der zustéindigen Behorde des anderen Vertragsstaats so zu regeln,
dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird.

3. Die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten bemiihen sich, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie kdnnen sich auch dariiber beraten,
wie eine Doppelbesteuerung in Fillen vermieden werden kann, die im Abkommen
nicht behandelt sind.

4. Die zustindigen Behorden der Vertragsstaaten konnen zur Herbeifithrung einer
Einigung im Sinne der Absdtze 2 und 3 unmittelbar miteinander verkehren. Er-
scheint es fiir die Herbeifiihrung der Einigung zweckmassig, so konnen Vertreter der
zustandigen Behorden der Vertragsstaaten zu einem miindlichen Meinungsaustausch
zusammenkommen.

Art. 27 Informationsaustausch

1. Die zustindigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus,
die zur Durchfithrung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung
des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fiir
Rechnung der Vertragsstaaten, ihrer politischen Unterabteilungen oder ihrer lokalen
Korperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem
Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informa-
tionsaustausch ist durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschrénkt.

2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso
geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates be-
schafften Informationen; sie dirfen nur den Personen oder Behorden, einschliesslich
der Gerichte und der Verwaltungsbehorden, zugénglich gemacht werden, die mit der
Veranlagung oder der Erhebung, mit der Vollstreckung oder der Strafverfolgung
oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten
Steuern oder mit der Aufsicht iiber die vorgenannten Personen oder Behdrden be-
fasst sind. Diese Personen oder Behdrden diirfen die Informationen nur fiir diese
Zwecke verwenden. Sie konnen die Informationen in einem 6ffentlichen Gerichts-
verfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. Ungeachtet der vorstehen-
den Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen Informationen fiir andere
Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht beider Staaten fiir
solche andere Zwecke verwendet werden konnen und die zustdndige Behorde des
ibermittelnden Staates dieser anderen Verwendung zustimmt.

3. Die Absitze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Ver-
tragsstaat:

a) Verwaltungsmassnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen;
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b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im iiblichen Verwal-
tungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft wer-
den konnen;

¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschéfts-, Industrie-, Gewerbe-
oder Berufsgeheimnis oder ein Geschéftsverfahren preisgeben wiirden oder
deren Erteilung dem Ordre public widerspriche.

4. Ersucht ein Vertragsstaat um Informationen nach diesem Artikel, so nutzt der
andere Vertragsstaat die ihm zur Verfiigung stehenden Moglichkeiten zur Beschaf-
fung dieser Informationen, selbst wenn dieser andere Staat sie fiir seine eigenen
steuerlichen Zwecke nicht benétigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene Ver-
pflichtung unterliegt den Beschriankungen nach Absatz 3, die jedoch in keinem Fall
so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur
deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches Interesse an solchen Informati-
onen hat.

5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als konne ein Vertragsstaat die Ertei-
lung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer
Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollméchtigten, Beauftragten oder
Treuhinder befinden oder weil sie sich auf Eigentumsrechte an einer Person bezie-
hen. Ungeachtet des Absatzes 3 oder entgegenstehender Bestimmungen des inner-
staatlichen Rechts verfiigen die Steuerbehdrden des ersuchten Vertragsstaats iiber
die Befugnis, die Offenlegung der in diesem Absatz genannten Informationen
durchzusetzen, sofern dies fiir die Erflillung der Verpflichtungen nach diesem Ab-
satz erforderlich ist.

Art. 28 Mitglieder diplomatischer Missionen und
konsularischer Vertretungen

1. Dieses Abkommen beriihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen
Regeln des Volkerrechts oder aufgrund besonderer Vereinbarungen zustehen.

2. Das Abkommen gilt weder fiir internationale Organisationen, deren Organe oder
Beamte noch fiir Mitglieder einer diplomatischen Mission, einer konsularischen
Vertretung oder einer stindigen Vertretung eines Drittstaats, die sich in einem
Vertragsstaat aufhalten und in keinem der Vertragsstaaten fiir die Zwecke der Steu-
ern vom Einkommen oder vom Vermogen als anséssig gelten.

Art. 29 Inkrafttreten

1. Jeder Vertragsstaat notifiziert dem anderen Vertragsstaat auf diplomatischem
Weg, dass die innerstaatlichen gesetzlichen Erfordernisse fiir das Inkrafttreten dieses
Abkommens erfiillt sind. Das Abkommen tritt am 30. Tag nach Eingang der spite-
ren dieser beiden Notifikationen in Kraft. Das Abkommen findet Anwendung hin-
sichtlich aller Steuern auf Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Januar des auf das
Inkrafttreten des Abkommens folgenden Kalenderjahres beginnen.

19



0.672.924.91 Doppelbesteuerung

2. Das am 6. Juli 19904 in Peking unterzeichnete Abkommen zwischen dem
Schweizerischen Bundesrat und der Regierung der Volksrepublik China zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermdgen mit dem dazugehoérigen Protokoll ist nicht mehr anwendbar auf
Steuern ab dem Tag, an dem dieses Abkommen Anwendung auf diese Steuern in
Ubereinstimmung mit Absatz 1 findet.

Art. 30 Kiindigung

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekiin-
digt wird. Jeder Vertragsstaat kann vom Tag des Inkrafttretens des Abkommens an
dem anderen Vertragsstaat bis zum 30. Juni eines Kalenderjahres schriftlich die
Kiindigung auf diplomatischem Weg mitteilen. In diesem Fall findet das Abkommen
keine Anwendung mehr auf Einkiinfte oder Vermdgen, die in den Steuerjahren
erzielt beziehungsweise gehalten werden, die am oder nach dem 1. Januar des auf
die Kiindigung folgenden Kalenderjahres beginnen.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehorig bevollméchtigten Unterzeichneten
dieses Abkommen unterschrieben.

Geschehen zu Peking, am 25. September 2013, im Doppel in deutscher, chinesischer
und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicherweise verbindlich ist. Bei
unterschiedlicher Auslegung ist der englische Wortlaut massgebend.

Fiir den Fiir die
Schweizerischen Bundesrat: Regierung der Volksrepublik China:
Jacques de Watteville Zhang Zhiyong

4 [AS19912175]
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Protokoll

Der Schweizerische Bundesrat
und
die Regierung der Volksrepublik China,

haben anldsslich der Unterzeichnung dieses Abkommens zwischen den beiden
Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen und vom Vermodgen folgende Bestimmungen vereinbart, die einen
integrierenden Bestandteil dieses Abkommens bilden.

1. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass wenn in Zukunft ein Vertragsstaat eine
Vermdogenssteuer einfiihrt und es dadurch zu einer Doppelbesteuerung kommt, diese
Steuer unter Artikel 2 dieses Abkommens fallt.

2. In Bezug auf Artikel 2 besteht Einvernehmen dariiber, dass das Abkommen mit
Ausnahme von Artikel 25 keine Anwendung auf an der Quelle erhobene Steuern auf
Lotteriegewinnen findet.

3. In Bezug auf Artikel 7 Absétze 1 und 2: Bei einem Unternehmen eines Vertrags-
staats, das im anderen Vertragsstaat eine Betriebsstitte unterhélt, umfassen die
Gewinne aus dem Verkauf von Giitern oder Waren oder anderen Geschiftstétig-
keiten im anderen Vertragsstaat nur denjenigen Teil der Einkiinfte aus solchen
Verkdufen oder Geschéftstitigkeiten, der der tatsdchlichen Tétigkeit der Betriebs-
statte zugerechnet werden kann.

4. In Bezug auf Artikel 8 besteht Einvernehmen dariiber, dass:

a) internationale Beforderungsleistungen von in der Schweiz ansdssigen Perso-
nen mit einem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationa-
len Verkehr von der «Business Tax» oder anderen dhnlichen auf den Brutto-
einnahmen erhobenen Steuern in China ausgenommen sind oder von der
Mehrwertsteuer («Value Added Tax») in China befreit («zero-rated») sind
und die diesen Leistungen zurechenbare Vorsteuer im gleichen Ausmass an-
gerechnet werden kann wie von in China anséssigen Unternehmen;

b) internationale Beférderungsleistungen von in China ansdssigen Personen mit
einem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Ver-
kehr von der Mehrwertsteuer («Value Added Tax») in der Schweiz befreit
(«zero-rated») sind und die diesen Leistungen zurechenbare Vorsteuer im
gleichen Ausmass angerechnet werden kann wie von in der Schweiz ansés-
sigen Unternehmen.
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5. In Bezug auf Artikel 10 Absatz 3: Der Ausdruck «eine vollstindig diesem Staat
gehorende Einrichtung oder ein vollstindig diesem Staat gehorender Fonds»
schliesst in China die «China Investment Corporation» (CIC) und den «National
Council for Social Security Fund» ein.

6. In Bezug auf die Artikel 18 und 19: Der Begriff «Ruhegehilter» umfasst nicht
nur periodische Zahlungen, sondern auch Kapitalleistungen.

7. Wenn nach Artikel 18 Ruhegehilter in einem Vertragsstaat von der Besteuerung
entlastet werden und diese Ruhegehélter nach dem geltenden Recht des anderen
Vertragsstaats in diesem anderen Vertragsstaat keiner tatsédchlichen Besteuerung
unterliegen, kann der erstgenannte Vertragsstaat diese Ruhegehilter nach seinem
innerstaatlichen Recht besteuern.

8. In Bezug auf die Artikel 18 und 21: Ruhegehilter und &hnliche Zahlungen der
Regierung eines Vertragsstaats, einer seiner politischen Unterabteilungen oder einer
seiner lokalen Kdorperschaften aus einem o6ffentlichen Wohlfahrtsprogramm inner-
halb des Sozialversicherungssystems dieses Staates konnen nur in diesem Staat
besteuert werden.

9. In Bezug auf Artikel 27:

a) Es besteht Einvernehmen dariiber, dass der ersuchende Vertragsstaat ein Be-
gehren um Austausch von Informationen erst dann stellt, wenn er alle in sei-
nem innerstaatlichen Steuerverfahren vorgesehenen iiblichen Mittel zur Be-
schaffung der Informationen ausgeschopft hat.

b) Es besteht Einvernehmen dariiber, dass die Steuerbehdrden des ersuchenden
Staates bei der Stellung eines Amtshilfebegehrens nach diesem Artikel den
Steuerbehorden des ersuchten Staates die nachstehenden Angaben zu liefern

haben:
(i) die Identitit der in eine Uberpriifung oder Untersuchung einbezogenen
Person;

(i1) die Zeitperiode, fiir welche die Informationen verlangt werden;

(iii) eine Beschreibung der verlangten Informationen sowie Angaben hin-
sichtlich der Form, in der der ersuchende Staat diese Informationen
vom ersuchten Staat zu erhalten wiinscht;

(iv) den Steuerzweck, fiir den die Informationen verlangt werden;

(v) soweit bekannt, den Namen und die Adresse des mutmasslichen Inha-
bers der verlangten Informationen.

Der Zweck der Verweisung auf Informationen, die voraussichtlich erheblich
sind, besteht darin, einen moglichst weit gehenden Informationsaustausch in
Steuerbelangen zu gewdhrleisten, ohne den Vertragsstaaten zu erlauben,
«fishing expeditions» zu betreiben oder um Informationen zu ersuchen, de-
ren Erheblichkeit hinsichtlich der Steuerbelange einer bestimmten steuer-
pflichtigen Person unwahrscheinlich ist. Wéhrend dieser Buchstabe wichtige
verfahrenstechnische Anforderungen enthilt, die «fishing expeditions» ver-
meiden sollen, sind seine Unterabsdtze (i)—(v) so auszulegen, dass sie einen
wirksamen Informationsaustausch nicht behindern.
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©)

d)

Obwohl dieser Artikel die moglichen Methoden des Informationsaustauschs
nicht einschrinkt, besteht Einvernehmen dariiber, dass dieser Artikel die
Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, Informationen auf automatischer
oder spontaner Basis auszutauschen.

Es besteht Einvernehmen dariiber, dass im Fall des Austauschs von Informa-
tionen die im ersuchten Staat geltenden Bestimmungen des Verwaltungsver-
fahrensrechts iiber die Rechte der Steuerpflichtigen vorbehalten bleiben, be-
vor die Informationen an den ersuchenden Staat {ibermittelt werden. Es
besteht im Weiteren Einvernehmen dariiber, dass diese Bestimmungen dazu
dienen, der steuerpflichtigen Person ein ordnungsgemisses Verfahren zu
gewihren, und nicht bezwecken, den wirksamen Informationsaustausch zu
verhindern oder iiberméssig zu verzogern.

10. In Bezug auf die Artikel 27 und 29: Dieses Abkommen findet Anwendung auf
Informationen, die sich auf Steuerjahre beziehen, die am oder nach dem 1. Januar
des auf das Inkrafttreten dieses Abkommens folgenden Jahres beginnen.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehorig bevollméchtigten Unterzeichneten
dieses Protokoll unterschrieben.

Geschehen zu Peking, am 25. September 2013, im Doppel in deutscher, chinesischer
und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicherweise verbindlich ist. Bei
unterschiedlicher Auslegung ist der englische Wortlaut massgebend.

Fiir den Fiir die
Schweizerischen Bundesrat: Regierung der Volksrepublik China:
Jacques de Watteville Zhang Zhiyong

23



0.672.924.91 Doppelbesteuerung

24



	Art. 1 Persönlicher Geltungsbereich
	Art. 2 Unter das Abkommen fallende Steuern
	Art. 3 Allgemeine Begriffsbestimmungen
	Art. 4 Ansässige Person
	Art. 5 Betriebsstätte
	Art. 6 Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
	Art. 7 Unternehmensgewinne
	Art. 8 Seeschifffahrt und Luftfahrt
	Art. 9 Verbundene Unternehmen
	Art. 10 Dividenden
	Art. 11 Zinsen
	Art. 12 Lizenzgebühren
	Art. 13 Gewinne aus der Veräusserung von Vermögen
	Art. 14 Selbstständige Arbeit
	Art. 15 Unselbstständige Arbeit
	Art. 16 Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen
	Art. 17 Künstler und Sportler
	Art. 18 Ruhegehälter
	Art. 19 Öffentlicher Dienst
	Art. 20 Studenten
	Art. 21 Andere Einkünfte
	Art. 22 Vermögen
	Art. 23 Verschiedenes
	Art. 24 Vermeidung der Doppelbesteuerung
	Art. 25 Gleichbehandlung
	Art. 26 Verständigungsverfahren
	Art. 27 Informationsaustausch
	Art. 28 Mitglieder diplomatischer Missionen und  konsularischer Vertretungen
	Art. 29 Inkrafttreten
	Art. 30 Kündigung
	Protokoll

